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1.2.2 Errichtung einer Stiftung/eines Fonds 

Zur Errichtung einer Stiftung/eines Fonds sind die Erklärung des Gründers, durch 
Zweckwidmung eines bestimmten Vermögens (zumindest € 50.000,--) eine Stiftung/ 
einen Fonds errichten zu wollen (Gründungserklärung), erforderlich. Eine Stif-
tung/ein Fonds entsteht als Rechtsperson mit der Eintragung in das Stiftungs- und 
Fondsregister (online abrufbar unter https://www.bmi.gv.at/409/start.aspx). 

Die Errichtung einer Stiftung/eines Fonds ist vom Gründer dem Finanzamt für Groß-
betriebe durch Vorlage der Gründungserklärung (sowie der Bestätigung des Wirt-
schaftsprüfers im Falle von Sacheinlagen) anzuzeigen. Das Finanzamt für Groß-
betriebe hat die Gründungserklärung dahingehend zu prüfen, ob diese eine aus-
schließliche und unmittelbare Betätigung für einen gemeinnützigen oder mildtätigen 
Zweck enthält. 

Die Stiftungs-/Fondserklärung ist schriftlich abzufassen und vom Gründer unwider-
ruflich gegenüber der Stiftungs-/Fondsbehörde abzugeben. Es genügt eine eigenhän-
dige Unterschrift. Bei Stiftungen/Fonds von Todes wegen bedarf die Stiftungs-/Fonds-
erklärung der Form einer letztwilligen Verfügung.  
 

ACHTUNG 
Auf Stiftungen und Fonds für Zwecke einer gesetzlich anerkannten Kirche oder 
Religionsgesellschaft finden die Bestimmungen des BStFG 2015 gem § 1 Abs 2 
nur dann Anwendung, wenn diese  Stiftungen oder  Fonds  zu  ihrer  Errichtung, 
Abänderung,  Auflösung  oder  Verwaltung  nach  den  für  diese  gesetzlich  aner‐
kannte  Kirche  oder  Religionsgesellschaft  geltenden  Bestimmungen  der  staat‐
lichen Genehmigung bedürfen oder der staatlichen Aufsicht unterliegen. 

1.2.3 Gründungserklärung 

Die Gründungserklärung hat jedenfalls folgende Punkte zu enthalten:  

 den Namen und den Sitz der Stiftung/des Fonds; 
 die Adresse sowie die für die Zustellung maßgebliche Anschrift; 
 den ausschließlich und unmittelbar zu verfolgenden Zweck; 
 den Ausschluss der Gewinnerzielungsabsicht; 
 die Widmung des Vermögens sowie den Ausschluss von Vermögenszuwendungen 

an den Gründer oder ihm bzw der Stiftung/dem Fonds nahestehende Personen etc; 
 den Namen sowie für die Zustellungen maßgebliche Anschrift des Gründers (bei 

natürlichen Personen zusätzlich das Geburtsdatum, bei juristischen Personen die 
Firmenbuchnummer oder die ZVR-Zahl); 

 eine Liste der Vorstandsmitglieder unter Angabe der Funktion, des Namens, des 
Geburtsdatums, des Geburtsorts sowie der für Zustellungen maßgeblichen An-
schrift für jedes Mitglied des Stiftungs-/Fondsvorstands; 

 Regelungen über die Neubestellung, Abberufung, Funktionsdauer und Vertretungs-
befugnis des Vorstands; 

! 
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1.5 Die Gemeinnützige Kapitalgesellschaft 

1.5.1 Die gemeinnützige Aktiengesellschaft (AG) 

Die gemeinnützige AG ist in Österreich eher selten. Für gut finanzierte Großprojekte 
eignet sich die Rechtsform der gemeinnützigen AG ähnlich gut, wie dies auch im 
nicht-gemeinnützigen Bereich der Fall ist: die einfache Übertragbarkeit der Gesell-
schafterstellung, ein weisungsfreier Vorstand, eine erhöhte Kreditwürdigkeit wegen 
des höheren Grundkapitals von € 70.000,-- sowie das im dritten Sektor (Nonprofit-
Sektor) besonders wichtige Kontrollorgan Aufsichtsrat sind nur einige wenige Vor-
züge der gemeinnützigen AG gegenüber der gemeinnützigen GmbH.  

1.5.2 Die gemeinnützige GmbH 

Die wichtigste Rechtsform unter den gemeinnützigen Kapitalgesellschaften ist die 
gemeinnützige GmbH. Sie paart die Vorteile der in Österreich seit jeher außerordent-
lich erfolgreichen Rechtsform der gewerblichen GmbH mit den Steuervorteilen, die 
das Gemeinnützigkeitsrecht Non Profit Organisationen bietet. Möglich wird diese 
Zwitterstellung dadurch, dass die Satzung einer gemeinnützigen GmbH die Verfol-
gung ausschließlich gemeinnütziger Zwecke vorsieht und die gemeinnützige GmbH 
auch im Übrigen sämtliche gemeinnützigkeitsrechtlichen Vorgaben beachtet.  

Wer eine gemeinnützige GmbH gründen will, tut dies vor allem, um in den Genuss 
folgender Vorteile zu kommen:  

 Ausschluss der persönlichen Haftung der Gesellschafter.  

 Die gemeinnützige GmbH ist „genauso“ gemeinnützig wie zB ein gemeinnütziger 
Verein, dh sie ist umfassend steuerlich begünstigt und kann auch spendenbegüns-
tigt sein. 

 Die gemeinnützige GmbH eignet sich als Rechtsform sowohl für neue Projekte als 
auch für Restrukturierungen (Ausgliederungen, Umwandlungen etc) aus beste-
henden Unternehmens-/Vereinsstrukturen. 

 Gemeinnützige GmbHs sind durch eine klare und straffe innere Organisation ge-
kennzeichnet, die betriebswirtschaftlichen Regeln folgt.  

 Einfacherer Zugang zu Unternehmen als Kooperationspartner, Spender, Social In-
vestors oder Sponsoren.  

 In einer gemeinnützigen GmbH lassen sich wirtschaftliche Betätigungen, die ge-
meinnützigen Zwecken dienen (sog Zweckbetriebe, zB ein Kindergarten, eine 
Schule etc), unproblematisch umsetzen.  

 Die Gesellschafter behalten – anders als beim Verein – umfassende Einflussmög-
lichkeiten auf die Geschicke ihres gemeinnützigen Projekts.  

 Bilanzierungspflicht: Doppelte Buchführung und Bilanzierung sind wiederum die 
Grundlagen für eine transparente und aussagekräftige Rechnungslegung.  
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Irrtum 2 
Die Abfassung der Statuten ist 
eine reine Formsache 

2.1 Zwingende Bestandteile der Rechts-
grundlage zur Erlangung abgaben-
rechtlicher Begünstigungen 

Eine Körperschaft ist nicht schon dann aus steuerlicher Sicht gemeinnützig, wenn sie 
tatsächlich gemeinnützige Zwecke verfolgt. Es kommt auch darauf an, dass sie eine 
Rechtsgrundlage (Statuten, Satzung, Stiftungsbrief, Gründungserklärung, Gesell-
schaftsvertrag etc) besitzt, in der der begünstigte Zweck und die ausschließliche und 
unmittelbare Zweckverfolgung verankert sind.  

Zusätzlich zu den Mindestinhalten aufgrund der unterschiedlichen Rechtsformen 
(siehe Kapitel 1) sind zwingend in die Rechtsgrundlage nachfolgende Inhalte auf-
zunehmen, um abgabenrechtliche Begünstigungen zu erlangen: 

 Gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zweck (siehe dazu Pkt 6.1.1). 

 Genaue Umschreibung der Betätigung zur Erfüllung des begünstigten Zwecks. 

 Verankerung der Merkmale der Ausschließlichkeit und Unmittelbarkeit: Die 
Organisation hat die von ihr durchgeführten bzw geplanten Tätigkeiten grundsätz-
lich selbst zu erfüllen (siehe dazu Pkt 6.1.2 und 6.1.3).  

 Bedient sich die Körperschaft zur unmittelbaren Zweckerfüllung zusätzlich eines 
Erfüllungsgehilfen, ist dies in der Rechtsgrundlage anzuführen (siehe dazu Pkt 
6.1.3.1). 

 Eine nur mittelbare Zweckverfolgung als Mittelbeschaffungs- oder Leistungs-
erbringungsorganisation iSd § 40a BAO und § 40b BAO ist in der Rechtsgrund-
lage anzuführen (siehe dazu Pkt 6.1.4). 

 Werden in völlig untergeordnetem Ausmaß (max 10% der Gesamttätigkeit) 
nicht begünstigte Nebenzwecke verfolgt, sind diese Nebenzwecke kurz und 
prägnant in der Rechtsgrundlage darzustellen, zudem muss zum Ausdruck kom-
men, dass es sich um absolut untergeordnete Nebenzwecke handelt(siehe dazu Pkt 
6.1.2). 

 Eindeutige Trennung zwischen Zweck und Mittel sowie vollständige Aufzählung 
der ideellen und materiellen Mittel zur Erreichung des Zwecks. 

 Als ideelle Mittel gelten alle Maßnahmen, die der Verwirklichung des begünstig-
ten Zwecks dienen, wie zB Abhaltung von Seminaren zur Wissensvermittlung  
einer wissenschaftlich tätigen Organisation oder Aufführung von Konzerten eines 
Musikvereins.  
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Irrtum 3 
Leitungsorgane und Funktionäre 
haften nicht 
 

ACHTUNG 
Im nachfolgenden Kapitel werden das Leitungsorgan und die Funktionäre von 
Vereinen behandelt.  Zu den Leitungsorganen bzw sonstigen Organen von an‐
deren Rechtsformen siehe zB BDO/Brandl & Talos, Start‐Up Guide (2024). 

3.1 Allgemeines 
Vereine zählen zu den juristischen Personen und sind somit selbst Träger von Rech-
ten und Pflichten, können aber keine Rechtshandlungen oder Rechtsgeschäfte vor-
nehmen. Dafür benötigen sie natürliche Personen. Sie werden durch die in den Sta-
tuten zur Vertretung berufenen Funktionäre (Organe) vertreten.  

Ein Verein ohne Organe ist von der Vereinsbehörde aufzulösen, weil er rechtlich 
nicht handlungsfähig ist.  

Betreffend die Haftung gibt es besondere Spielregeln bei Vereinen, obwohl sie sich 
nicht wesentlich von der Haftung sonstiger juristischer Personen unterscheidet. Im 
Allgemeinen gilt es festzuhalten, dass die Grundsätze, die für die Verantwortlichkeit 
leitender Organe von Kapitalgesellschaften entwickelt wurden auch für Vorstands-
mitglieder (Mitglieder des Leitungsorgans) von Vereinen, die eine umfangreiche  
unternehmerische Tätigkeit ausüben – auch wenn diese ehrenamtlich tätig sind – 
Geltung haben. Auf den Punkt gebracht besagen diese Grundsätze: „Übernimmt  
jemand eine Organfunktion, auch wenn er diese nicht ausübt, bleibt er trotzdem ver-
antwortlich.“  

Vereine haften grundsätzlich mit ihrem gesamten Vereinsvermögen für die Nicht-
erfüllung ihrer eingegangenen Verbindlichkeiten, einschließlich der daraus resultie-
renden Schadenersatzansprüche. Es gibt allerdings zahlreiche gesetzliche Bestim-
mungen, die neben der Haftung des Vereins ausdrücklich eine Haftung für Vereins-
schulden durch die Vereinsorgane vorsehen.  
 

ACHTUNG 
Bevor Sie eine Funktion als Leitungsorgan einer Organisation (zB Verein) über‐
nehmen,  sollten  Sie  sich  über  die wirtschaftliche  Situation der Organisation, 
die finanziellen Mittel sowie ihre Tätigkeit ein umfassendes Bild machen. Mit 
der Übernahme der Funktion sind ua persönliche Haftungsrisiken sowie recht‐
liche Verantwortung gegenüber der Organisation verbunden. 

! 

! 
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Irrtum 4 
Das Führen von Büchern ist für 
NPOs überflüssig 

NPOs unterliegen je nach ihrer Rechtsform unterschiedlichen Buchführungs- und 
Rechnungslegungsvorschriften. Die Art und der Umfang der Rechnungslegungsver-
pflichtung hängen jedoch nicht nur von der Rechtsform, sondern oftmals auch von 
der Größe der NPO ab. Aus diesem Grund hat vorerst eine Einteilung der Körper-
schaft nach den Größenkriterien zu erfolgen, um anschließend die Rechnungs-
legungsverpflichtung bestimmen zu können.  

4.1 Einordnung in Größenklassen 
Bei GmbHs, Vereinen sowie Stiftungen nach dem BStFG 2015 ist eine Einteilung nach 
Größenklassen möglich. Bei Privatstiftungen existiert keine größenabhängige Ein-
ordnung. 

4.1.1 Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

Die Einteilung in Größenklassen erfolgt bei der GmbH anhand der Bilanzsumme, der 
Umsatzerlöse sowie der Anzahl der Mitarbeiter. Als Umsatzerlöse sind die Beträ-
ge, die sich aus dem Verkauf von Produkten und der Erbringung von Dienstleistun-
gen nach Abzug von Erlösschmälerungen und der Umsatzsteuer sowie von sonstigen 
direkt mit dem Umsatz verbundenen Steuern ergeben, zu verstehen. Für die Berech-
nung der Größenklassen sind die Umsatzerlöse, welche in den letzten 12 Monaten 
vor dem Abschlussstichtag erzielt wurden, heranzuziehen. Die Anzahl der Mitarbei-
ter wird anhand des Jahresdurchschnitts festgestellt, wobei der Jahresdurchschnitt 
nach der Arbeitnehmerzahl an den jeweiligen Monatsletzten des vorangegangenen 
Kalenderjahres berechnet wird.  

Klassifizierung  Bilanzsumme  Umsatzerlöse  Arbeitnehmer 

Kleinst‐GmbH  bis € 450.000  bis € 900.000  bis 10 AN 

kleine GmbH  bis € 6,25 Mio  bis € 12,5 Mio  bis 50 AN 

mittelgroße GmbH  bis € 25 Mio  bis € 50 Mio  bis 250 AN 

große GmbH  darüber hinaus 
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Irrtum 5 
Prüfung ist gleich Prüfung 

Abhängig von der Rechtsform und der Größe der NPO hat sie ihren Jahresabschluss 
oder die Einnahmen-Ausgaben-Rechnung unterschiedlichen Pflichtprüfungen zu un-
terziehen. Weiters gibt es für NPOs auch die Möglichkeit, sich freiwillig bestimmten 
Prüfungen zu unterziehen, wie bspw der Spendengütesiegelprüfung. Welche NPO zu 
welcher Prüfung verpflichtet ist, ist der Tabelle in Pkt 4.2 zu entnehmen. Trotz vieler 
Gemeinsamkeiten ist jedoch jede Prüfung speziell und wird in diesem Kapitel erläu-
tert. 

Die Prüfung des Spendengütesiegels (siehe Pkt 6.3) sowie der Spendenabsetzbarkeit 
(siehe Pkt 6.4) werden in Kapitel 6 erläutert. 

5.1 Die Rechnungsprüfung des Vereins 
Jeder Verein hat, unabhängig von seiner Größe, mindestens zwei Rechnungsprüfer 
zu bestellen, welche innerhalb von vier Monaten ab der Erstellung des Rechnungs-
abschlusses (Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung samt Vermögensübersicht) bzw 
des Jahresabschlusses des Vereins diese zu prüfen haben.  

5.1.1 Wer ist berechtigt als Rechnungsprüfer zu fungieren? 

Als Rechnungsprüfer können natürliche und juristische Personen fungieren. Das 
Amt des Rechnungsprüfers kann, muss aber nicht ehrenamtlich ausgeübt werden. 
Der Rechnungsprüfer kann als Vereinsorgan in den Statuten definiert werden.  
Weiters kann in den Statuten geregelt werden, ob der Rechnungsprüfer auch ein Ver-
einsmitglied zu sein hat. 
 

ACHTUNG 
Eine  fachliche  Qualifikation  der  Rechnungsprüfer  ist  gesetzlich  nicht  vorge‐
schrieben. Es empfiehlt sich allerdings Personen mit entsprechenden Kenntnis‐
sen als Rechnungsprüfer zu bestellen. 

Der Rechnungsprüfer muss unabhängig und unbefangen sein, was jede Art der Ein-
flussnahme auf seine Tätigkeit ausschließt. Er darf keinem Organ (mit Ausnahme der 
Mitgliederversammlung) angehören, dessen Tätigkeit Gegenstand der Aufsicht ist. 
Das bedeutet, dass sie auch von den Organwaltern, deren Tätigkeit sie zu über-
wachen haben (vom Leitungsorgan), jedenfalls weder persönlich noch wirtschaftlich 
abhängig sein dürfen.  

  

! 
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Irrtum 6 
Der gute Zweck heiligt alle Mittel 
– Jede Tätigkeit ist erlaubt 
Bei NPOs ist aufgrund der Tätigkeiten zwischen Organisationen mit und ohne steu-
erliche Begünstigungen zu unterscheiden. Nicht alle Tätigkeiten, die dem guten 
Zweck dienen, sind automatisch steuerlich begünstigt. Charity Veranstaltungen, 
Punschstände oder Fundraising Events können bei fehlenden formalen Vorausset-
zungen schnell zu einer Steuerpflicht führen. Im Worst-Case gehen durch solche  
Aktivitäten sämtliche steuerlichen Begünstigungen verloren, was zu entsprechend 
hohen Steuernachzahlungen führen kann. Auch für die Veranlagung überschüssiger 
und noch nicht verbrauchter Mittel sollten unbedingt Vorkehrungen getroffen wer-
den, um nicht die steuerlichen Begünstigungen zu verlieren. 

6.1 Abgabenrechtlich begünstigte Zwecke 
Bei kumulativer Erfüllung folgender Voraussetzungen stehen der Organisation ab-
gabenrechtliche Begünstigungen zu (die einzelnen Voraussetzungen werden in den 
nachstehenden Kapiteln noch näher erläutert): 

 Betätigung für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke; 

 ausschließliche und unmittelbare Förderung dieser Zwecke; 

 vollständige Verankerung dieser Grundsätze in der Rechtsgrundlage (zB Satzung, 
Statut, Stiftungserklärung) und 

 Übereinstimmung der tatsächlichen Geschäftsführung mit der Rechtsgrundlage.  

ACHTUNG 
Wird  eine  der  genannten  Voraussetzungen  nicht  erfüllt,  liegt  keine  abgaben‐
rechtliche Begünstigung der Organisation vor. Folglich entfallen sämtliche steu‐
erlichen Erleichterungen für die Organisation. Zur Möglichkeit einer Sanierung 
siehe Pkt 2.3. 

6.1.1 Welche Zwecke sind gemeinnützig, mildtätig oder 
kirchlich? 

Steuerlich begünstigte Organisationen müssen entweder gemeinnützige, mildtätige 
oder kirchliche Zwecke verfolgen. Werden Zwecke verfolgt, welche keiner dieser drei 
Gruppen zugeordnet werden können, ist die Organisation abgabenrechtlich nicht be-
günstigt und somit steuerpflichtig!  

! 
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Irrtum 7 
Jede NPO ist steuerlich begünstigt 
Grundvoraussetzung, um in den Genuss abgabenrechtlicher Begünstigungen zu kom-
men, ist, dass die Körperschaft nach Gesetz, Satzung oder sonstiger Rechtsgrundlage 
und nach ihrer tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar der 
Förderung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke dient (siehe Pkt 6.1). 

7.1 Anzeige- und Offenlegungspflichten 
Nach den gesetzlichen Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO) löst die 
Gründung einer juristischen Person (zB Verein) eine Anzeigepflicht beim zuständi-
gen Finanzamt aus. Gemäß dem Gesetzeswortlaut sind auch die für die Erlangung ab-
gabenrechtlicher Begünstigungen bedeutsamen Umstände der Finanzverwaltung of-
fenzulegen.  

TIPP 
Der  Fragebogen  zur  steuerlichen  Erfassung  einer  Körperschaft  ist  im  Internet 
abrufbar unter 

https://formulare.bmf.gv.at/service/formulare/inter‐Steuern/pdfs/9999/ 
Verf15a.pdf 

 

ACHTUNG 
Die NPO hat von sich aus zu prüfen, ob Tatbestände verwirklicht werden, die 
eine  Abgabenpflicht  auslösen.  Die  Anzeige  an  das  zuständige  Finanzamt  hat 
binnen  einem Monat,  gerechnet  ab  Eintritt  des  anmeldungspflichtigen  Ereig‐
nisses,  zu  erfolgen.  In  der  Praxis  wird  dieser  Verpflichtung  oft  nicht  nachge‐
kommen! 

Auch für bei der Finanzverwaltung nicht registrierte Körperschaften besteht die 
Verpflichtung, Aufzeichnungen zu  führen, die es der Abgabenbehörde ermög‐
lichen, festzustellen, ob die steuerlichen Begünstigungsvoraussetzungen vorlie‐
gen! 

Solange eine NPO die gemeinnützigen Kriterien für die steuerlichen Begünstigungen 
erfüllt, besteht eine Verpflichtung zur Einreichung von Abgabenerklärungen nur bei 
Aufforderung durch die Abgabenbehörde. 

  

 

! 
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7.6 Beispiele der Mittelaufbringung und 
deren steuerliche Behandlung 

Nachfolgend werden typische Finanzierungsquellen von gemeinnützigen Rechtsträ-
gern und deren steuerliche Behandlung aufgezeigt. 
 

ACHTUNG 
Für die nachfolgend aufgezeigten Beispiele der Mittelaufbringung von gemeinnüt‐

zigen Rechtsträgern  ist  es  von entscheidender Bedeutung, dass  diese  Einnahmen 
als materielle Mittel in der Rechtsgrundlage (Statuten, Satzung, Stiftungsbrief, Ge‐
sellschaftsvertrag) angeführt sind (siehe Pkt 2.1)! 

7.6.1 Echte Spenden  

Echte Spenden sind freigebige Geld- und Sachleistungen, die zu einer endgültigen 
wirtschaftlichen Belastung des Gebers führen. Da Spenden keine Gegenleistungen des 
Spendenempfängers gegenüberstehen, unterliegen Spendeneinnahmen selbst bei 
steuerlich nicht begünstigten Körperschaften weder der Körperschaftsteuer noch 
der Umsatzsteuer. 

7.6.1.1 Steuerliche Abzugsfähigkeit von Spenden beim Geber 

Die steuerliche Abzugsfähigkeit von Spenden beim Geber setzt voraus, dass es sich 
beim Spendenempfänger um eine gemäß § 4a EStG begünstigte Körperschaft (Spen-
denliste des BMF) handelt und die Spenden für einen begünstigten Zweck gespendet 
werden (siehe Pkt 6.4). 

Sachspenden sind beim Spender nur dann steuerlich abzugsfähig, wenn diese aus 
einem Betriebsvermögen getätigt werden. Bei Spenden aus dem Privatvermögen 
sind ausschließlich Geldzuwendungen steuerlich absetzbar (Ausnahme: Sachspenden 
aus dem Privatvermögen an per Gesetz spendenbegünstigte Körperschaften wie Mu-
seen, Universitäten, Schulen und Kindergärten). 

7.6.1.2 Unterscheidung Geld/Sachspende 

Als Geldspenden gelten neben Bargeld und Banküberweisung etwa auch die Überga-
be eines Sparbuches und der Verzicht auf eine (werthaltige) Forderung. Die Zuwen-
dung von Gutscheinen gilt dagegen idR als Sachspende. Als Geldspende gilt nur ein 
Guschein, der auf Geld lautet, keinen weiteren Konnex zu anderen Wirtschaftsgütern 
aufweist und in Geld abgelöst werden kann. Kryptowährungen gelten ebenfalls 
nicht als Geld-, sondern als Sachspende.  
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Irrtum 8 
Entlohnungen von begünstigten 
Rechtsträgern sind beim 
Empfänger steuerfrei 

8.1 Allgemeines 

8.1.1 Einleitung 

Monetäre Zuwendungen von begünstigten Rechtsträgern (ua in der Form einer Auf-
wandsentschädigung oder eines Spesenersatzes) erwecken aufgrund deren Bezeich-
nung beim Leistungsempfänger fälschlicherweise oftmals den Anschein, diese nicht 
der Besteuerung unterwerfen zu müssen. Ganz so einfach ist es jedoch nicht. Je nach-
dem in welchem Verhältnis die Person zum begünstigten Rechtsträger steht und in 
welcher Form und Höhe die Person eine monetäre Leistung erhält, ist das Entgelt in 
bestimmten Fällen der Einkommensteuer zu unterwerfen.  

Aus Sicht des begünstigten Rechtsträgers besteht für Auszahlungen einer fremdübli-
chen Tätigkeitsvergütung bzw Aufwandsentschädigung grundsätzlich keine Gefahr 
des Verlustes des Gemeinnützigkeitsstatus. Darüber hinaus kann der begünstigte 
Rechtsträger diese Entlohnungen als Betriebsausgabe ansetzen.  

8.1.2 Das Freiwilligenpauschale iSd GemRefG 2023 

Das per 1.1.2024 im Rahmen des Gemeinnützigkeitsreformgesetzes 2023 implemen-
tierte Freiwilligenpauschale soll die Honorierung ehrenamtlicher Leistungen für be-
günstigte Organisationen wesentlich erleichtern und zu mehr Rechtssicherheit bei 
der Auszahlung von Bagatellbeträgen führen.  

8.1.2.1 Gesetzliche Bestimmungen im Detail 

Im Rahmen des Freiwilligenpauschales sind nur Zahlungen steuerfrei, die von der 
Körperschaft freiwillig geleistet werden, also nicht aufgrund eines Dienstverhältnis-
ses oder sonstigen vertraglichen Regelung zustehen. Ergänzend ist es für die Steuer-
freiheit notwendig, dass die Auszahlungen jeweils für den begünstigten Bereich ge-
leistet werden. Erfolgen diese im Rahmen von Gewinnbetrieben, ist keine Steuerfrei-
heit bei den Empfängern möglich.  

Neben dem Freiwilligenpauschale können keine Spesen oder Kostenersätze gem § 26 
EStG, dh zB Kilometer- oder Taggelder sowie Kosten für Massenbeförderungsmittel, 
steuerfrei ersetzt werden, da grds kein Dienstverhältnis vorliegt. Mit Anfragebeant-
wortung des BMF vom 27.3.2025 stellt die Abgabenbehörde allerdings klar, dass die 
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ehrenamtlich tätige Person täglich wählen kann, ob ihr die echten Fahrtkosten er-
setzt oder ein Freiwilligenpauschale ausgezahlt werden soll. Die Bezahlung von Spe-
sen kürzt den Jahreshöchstbetrag des Freiwilligenpauschales nur, wenn unter Vor-
liegen der Anwendungsvoraussetzungen zB Kilometergelder steuerfrei ausbezahlt 
werden.  

BEISPIEL: 
Person  A  wird  ehrenamtlich  als  Streckenposten  für  einen  Sportverein  tätig.  In 
Summe  beträgt  die  Einsatzzeit  drei  Tage.  Die  Hinfahrt  erfolgt mit  dem  Zug  um 
€ 70,‐‐  und wird  von der  Person  selbst  bezahlt.  Für  die Rückfahrt  organisiert  er 
sich eine kostenlose Mitfahrgelegenheit.  

Für den ersten Einsatztag kann die Person wählen, ob sie € 70,‐‐ als Aufwandser‐
satz oder € 30,‐‐ als maximales kleines Freiwilligenpauschale steuerfrei belassen 
möchte. Für die weiteren Tage steht das Freiwilligenpauschale steuerfrei zu. 
 

Erhält die ehrenamtlich tätige Person von der begünstigten NPO oder einer mit die-
ser verbundenen Körperschaft, also zB einer Tochtergesellschaft, selbständige Ein-
künfte, nichtselbständige Einkünfte, Einkünfte aus Gewerbebetrieb oder sonstige 
Einkünfte, steht das Freiwilligenpauschale nur zu, wenn die steuerpflichtige Tätigkeit 
sich von der ehrenamtlichen Tätigkeit hinsichtlich der notwendigen Qualifikation 
oder Ausbildung unterscheidet. 

BEISPIEL: 
Die mildtätige  GmbH  verfolgt  Zwecke  der  Altenfürsorge.  Der  Finanzreferent  ist 
zugleich der Steuerberater der Gesellschaft. Im Rahmen eines Investitionsprojek‐
tes  bringt  er  seine  Expertise  betreffend  die  steuerliche  Gestaltung  ein  und  re‐
cherchiert die korrekte Abbildung  im Rechnungswesen. Er wird  intensiv von sei‐
ner Stellvertreterin unterstützt, welche vor der Pension als Bankfilialleiterin tätig 
war.  

Das kleine Freiwilligenpauschale kann dem Finanzreferenten diesfalls nicht steu‐
erfrei zugewendet werden, da er gleichzeitig Dienstleister der Gesellschaft ist und 
von ihr Einkünfte bezieht. Sofern dennoch eine Honorierung erfolgt, ist diese für 
den Finanzreferenten regulär steuerpflichtig. 

Die Stellvertreterin kann das kleine Freiwilligenpauschale steuerfrei beziehen. 
 

8.1.2.2 Kleines vs großes Freiwilligenpauschale 

Der Gesetzgeber unterscheidet zwischen kleinem und großem Freiwilligenpauschale. 
Im Falle des kleinen Freiwilligenpauschale können ehrenamtlich tätige Personen für 
jedwede Mitarbeit – zB Streckenposten, Funktionärin, Aufbauunterstützung etc – bis 
zu maximal € 30,-- pro Einsatztag und maximal € 1.000,-- pro Kalenderjahr 
steuerfrei beziehen.  
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Irrtum 10 
NPOs haben keine wirtschaft-
lichen Eigentümer 
In 2018 wurden die Bundesanstalt Statistik Österreich und die Bundesrechenzent-
rum GmbH vom Bundesminister für Finanzen mit der Errichtung des Registers der 
wirtschaftlichen Eigentümer zur Verhinderung von Geldwäscherei und Terrorismus-
finanzierung beauftragt. Dieses Register wurde in Umsetzung der 4. Geldwäsche-
richtlinie eingerichtet und beinhaltet Daten über die wirtschaftlichen Eigentümer 
von Gesellschaften, juristischen Personen und Trusts. Gesetzliche Grundlage ist das 
Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetz (WiEReG).  

10.1 Meldepflichtige Rechtsträger 
In den Anwendungsbereich des WiEReG fallen ua folgende Gesellschaften und Orga-
nisationen mit Sitz im Inland:  

 Vereine  

 Privatstiftungen 

 Stiftungen und Fonds gem BStFG 2015 

 Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbH) 

 Aktiengesellschaften (AG) 

 FlexKapG 

Somit unterliegen all jene Rechtsformen, die von NPOs typischerweise genutzt wer-
den, den Bestimmungen des WiEReG. Folglich sind ihre gesetzlichen Vertreter zur 
Meldung der wirtschaftlichen Eigentümer verpflichtet. Eine generelle Meldebefrei-
ung für gemeinnützige Organisationen besteht nicht.  
 

ACHTUNG 
Eine Verletzung der WiEReG‐Meldeverpflichtung stellt ein Finanzvergehen dar, 
welches  bei  Vorsatz  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  €  200.000,‐‐  und  bei  grober 
Fahrlässigkeit mit bis zu € 100.000,‐‐ zu bestrafen ist. 

10.2 Wer ist wirtschaftlicher Eigentümer? 
Wirtschaftliche Eigentümer sind alle natürlichen Personen, in deren Eigentum oder 
unter deren Kontrolle ein Rechtsträger – die NPO – letztlich steht. Juristische Perso-
nen können entsprechend dieser Definition nie wirtschaftlicher Eigentümer sein.  
Sofern eine juristische Person an der NPO beteiligt ist oder Kontrolle ausübt, ist zu 

! 
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überprüfen, welche natürliche Person diese juristische Person besitzt bzw kontrol-
liert.  

Bei wirtschaftlichen Eigentümern wird zwischen direkten und indirekten wirtschaft-
lichen Eigentümern unterschieden. Direktes wirtschaftliches Eigentum liegt vor, 
wenn eine natürliche Person mit mehr als 25% an der NPO beteiligt ist oder mehr als 
25% der Stimmrechte hat oder direkt Kontrolle ausübt.  

BEISPIEL: 
An der gGmbH ist Frau A mit 30%, Herr B mit 20% und Frau C mit 50% beteiligt. 

Frau A und C  sind direkte wirtschaftliche Eigentümer der  gGmbH, da beide mit 
mehr als 25% an der gGmbH beteiligt sind. Herr B ist kein wirtschaftlicher Eigen‐
tümer iSd WiEReG, da er die 25%‐Grenze nicht überschreitet. 
 

 

ACHTUNG 
Die erfolgreiche Feststellung eines wirtschaftlichen Eigentümers aufgrund des‐
sen Beteiligungshöhe befreit nicht von der Verpflichtung zur Feststellung allfäl‐
liger  weiterer  wirtschaftlicher  Eigentümer  nach  den  verbleibenden  Kriterien  
(zB Stimmrechte). 

Sind an der NPO juristische Personen beteiligt, welche die Kriterien des direkten 
wirtschaftlichen Eigentums erfüllen, ist ab der zweiten Ebene zu prüfen, wer Kontrol-
le auf diese juristische Person ausübt. Kontrolle kann ua aufgrund einer Beteiligung 
von mehr als 50% oder aufgrund der Mehrheit der Stimmrechte oder aufgrund des 
Rechts zur Organbestellung (zB Geschäftsführung) oder auch aufgrund von Stimm-
rechtsbindungsverträgen vorliegen. Eine natürliche Person, die auf einen Rechtsträ-
ger, der zu mehr als 25% an der meldepflichtigen NPO beteiligt ist, direkt oder indi-
rekt Kontrolle ausübt, ist indirekter wirtschaftlicher Eigentümer der meldepflich-
tigen NPO. Jener Rechtsträger, der vom indirekten wirtschaftlichen Eigentümer di-
rekt kontrolliert wird, ist oberster Rechtsträger.  
 

ACHTUNG 
Bei der Berechnung der Anteile und Beteiligungen natürlicher Personen sind zu 
indirekten Anteilen direkt gehaltene Anteile hinzurechnen. Hält eine natürliche 
Person zB direkt 20% und indirekt 20%, ist sie wirtschaftlicher Eigentümer der 
meldepflichtigen Gesellschaft, da insgesamt mehr als 25% der Anteile gehalten 
werden.  Ebenso  sind  mehrere  über  unterschiedliche  Zwischengesellschaften 
gehaltene indirekte Anteile aufzuaddieren.  

Bei Ermittlung der wirtschaftlichen Eigentümer sind Treuhandschaftsverträge so-
wohl im Hinblick auf direkte und indirekte Eigentümer als auch innerhalb der Betei-
ligungskette zu berücksichtigen, da diese bei Erfüllen der allgemeinen Voraussetzun-
gen den Tatbestand der Kontrolle erfüllen können. Treuhandschaften der wirtschaft-
lichen Eigentümer sind im WiEReG-Register offenzulegen.  

! 

! 
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